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Ratschlag betreffend Teilrevision des Gesetzes über die Industriellen Werke Basel 
(IWB-Gesetz) vom 11. Februar 2009 – Neuregelung der Bestimmungen zur IWB-
Konzessionsgebühr und Einführung datenschutzrechtlicher Grundlagen 
 
17.0752.01, Ratschlag des RR vom 31.10.2017 

 

://: Zustimmung mit Änderung 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates Nr. 17.0752.01 vom 31. Oktober 2017 und nach dem mündlichen Antrag 
der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission vom 14. Dezember 2017, beschliesst: 

 

I. 

Das Gesetz über die Industriellen Werke Basel (IWB-Gesetz) vom 11. Februar 20091 
(Stand 1. Oktober 2017) wird wie folgt geändert: 

 

§ 5. Abs. 1 (geändert) 
1 Die IWB stellen auf der Basis eines Leistungsauftrags und unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Umweltschutzes Leistungen in den Bereichen öffentliche Beleuchtung, 
öffentliche Uhren und öffentliche Brunnen sicher. Unter Berücksichtigung des 
Kostendeckungsprinzips können die IWB ihre Leistungen für die öffentliche Beleuchtung 
und die öffentlichen Uhren als Zuschlag zum Stromnetznutzungsentgelt bei den 
Strombezügerinnen und -bezügern und ihre Leistungen für die öffentlichen Brunnen als 
Zuschlag bei den Wasserbezügerinnen und -bezügern geltend machen. 

 

§ 27. Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert) 
2 Für den Abschluss des Leistungsauftrages ist auf der Seite des Kantons der 
Regierungsrat zuständig. Der Leistungsauftrag und die Gesamtinvestitionen werden dem 
Grossen Rat zur Genehmigung vorgelegt. Der Entscheid des Grossen Rates zu den 
Gesamtinvestitionen untersteht dem fakultativen Referendum. Die Eignerstrategie des 
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Regierungsrates für die IWB wird dem Grossen Rat zusammen mit dem Leistungsauftrag 
zur Kenntnis gebracht. 
3 Investitionen betreffend den Aufbau eines Netzes für eine neue netzgebundene 
Technologie bedürfen einer eigenen Genehmigung durch den Grossen Rat. Der 
entsprechende Beschluss des Grossen Rates untersteht dem fakultativen Referendum. 

 

§ 30. Abs. 3 (geändert) 
3 Für die Konzession zur Nutzung der Allmend für die Leitungen und Bauten der 
Versorgungsnetze entschädigen die IWB den Kanton mit einer jährlichen 
Konzessionsgebühr von  Fr. 11‘000‘000. Die IWB sind berechtigt, diese Gebühr auf ihre 
Energie- und Wasserbezügerinnen und -bezüger abzuwälzen. Hierbei ist der Nutzung der 
Allmend durch die verschiedenen Netze (Gas, Strom nach Netzebene, Wasser und 
Fernwärme) und dem individuellen Verbrauch der jeweiligen Energie bzw. 
Wasserbezügerinnen und -bezüger Rechnung zu tragen. Allfällige Über- oder 
Unterdeckungen der Konzessionsgebühreneinnahmen werden den Energie- und 
Wasserbezügerinnen und -bezügern in den Folgeperioden gutgeschrieben oder belastet. 
Die Verteilung der Konzessionsgebühr zwischen dem Kanton und den Gemeinden 
Bettingen und Riehen wird vom Regierungsrat nach Anhörung der Gemeinden festgelegt. 

 

§ 35 a 

 

 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren: sie unterliegt dem Referendum und tritt am fünften Tag 
nach der Publikation des unbenutzten Ablaufs der Referendumsfrist oder im Falle einer 
Volksabstimmung am fünften Tag nach Publikation der Annahme durch die 
Stimmberechtigten in Kraft. 

 


